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Abend⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 


Berlin, 9. Januar. Dem Bundes rath iſt 
der Entwurf eines Gefepes für Elſaß-Lothringen, 
betreffend die Ausführung der Clvil⸗, Konkurs- und 
Strafprozeßordnung zugegangen. In der Begrün⸗ 
dung wird hervorgehoben, daß nach Einführung der 
Ordnungen der Landesgeſetzgebung nur vereinzelte 
prozeſſuale Beſtimmungen überlaſſen ſeien, daß es 
dagegen die Hauptaufgabe der Landesgeſeßgebung 
bleibe, im Intereſſe eines einheitlichen Rechtszuſtan⸗ 
des auf den durch die Prozeßordnungen nicht be⸗ 
troffenen Gebieten des materiellen Rechts, ſowie der 
zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht ge⸗ 
hörenden gerichtlichen Angelegenheiten, die erforderliche 
Uebereinſtimmung mit den Grundsätzen der Reichs⸗ 
Juſtisgeſetze herbeizuführen und überdies für die 
Uebergangszeit hinſichtlich der vor dem Inkrafttreten 
der letzteren bereits anhängigen Sachen maßgebende 
Beſtimmungen zu treffen. Bel der Geſtaltung der 
einzelnen Vorſchriften des Entwurfs iſt ein Zuſam⸗ 
mengehen mit den bekannt gewordenen Entwürfen 
der Aus führungsgeſetze für die übrigen Gebiete des 
franzöſiſchen Rechts ſoweit möglich angeſtrebt wor⸗ 
den. In Ueberelnſtimmung mit den Letzteren geht 
der Entwurf insbeſondere von der Auffaſſung aus, 
daß die Entſcheidung über das nührre Verhältniß 
des code civil, wie des übrigen Landesrechts, zu den 
Juſtiigeſetzen prinzipiell der Rechtssprechung zu über⸗ 
laſſen ſet, und hat es demgemäß, abgeſehen von 
einigen Ausnahmefällen, vermieden, dard ber, welche 
Vorſchriften des Landesrechts durch die Reichs⸗Juſtiz 


geſetze aufgegeben find oder neben dieſen noch fort⸗ 


beſteben, ausdrückliche Beſtimmungen zu treffen. Auf 


einigen brſonderen Gebieten wird der Entwurf noch 
duch Spezialgeſeze ſeine Ergänzung finden müſſen, 


der für das Strafverfahren wegen 
g der Forſtgeſetze, ſowie für das Verwal⸗ 
tungsverfahren wegen Uebertretung der Vorſchriften 
über dle Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
erforderlichen Biſtimmungen. Auch hinſichtlich der 
Zwangevollſtreckung in Liegenſchaften und des Ver 
fahrens vor den reichsgeſetzlich zugelaſſenen beſonde⸗ 
ren Gerichten, insbefondere den Gewerbegerichten, ſo 
weit daſſelbe einer anderweirtgen Regelung bedarf, 
bleibt der Spezialgeſetzgebung vorbehalten. 

Die „Voſſ. Zig.“ behauptet heute, in parla⸗ 
mentariſchen Kreiſen verlaute, die Mittel zur Remu⸗ 
neralton der Herren Kögel und Baur für ihre Thä⸗ 
tigkeit im Oberkirchenrath würden aus dem Dis po- 


ſttionsfonds des Kultusminiſtertums entnommen wer⸗ 


den. Dieſe Annahme erledigt ſich damit, daß der 
Fonds des Kultus miniſtertums lediglich für die 
Zwecke deſſelben beſtimmt iſt und grundſätzlich nicht 
für Zwecke des Oberkirchenraths, der ſeine eigenen 
Fonds hat, verwendet werden ſoll. Der Dispofi- 
tionsfonds des Kultus miniſteriums iſt überdies nicht 
etwa, wie die „Voſſ. Ztg.“ anzunehmen ſcheint, 


ein geheimer Fonds, ſondern ein ſolcher, deſſen 


Rechnungen in Bezug auf ſeine beſtimmungs mäßige 
Verwendung durch die Abrechnungskammer geprüft 
und dem Landtage zur Genehmigung vorgelegt 
werden. f 

In Bezug auf den Stand der Rinderpeſt in 
den verſeuchten Orten iſt zu berichten, daß dieſelbe 
noch graſſirt im Regierungsbezirk Gumbinnen in der 
Stadt Stallupönen, im Regierungsbezirk Frankfurt 
in den Kreiſen Lebus, Königsberg, Oſt⸗ und Weſt⸗ 
Sternberg, im Regierungsbezirk Potsdam im Kreiſe 


Oberbarnim, im Regierungsbezirk Merſeburg an 


einen: Orte des Kreiſes Schweinitz. Mit Aus⸗ 


nahme von Stallupönen hat ſich konſtattren laſſen, 


daß die Seuche nach allen Orten durch auf dein 
Küſtriner Markt gekauftes Vieh getragen iſt. Ein 
großer Theil der Ortſchaften iſt bereits für ſeuchen⸗ 
frei erklärt, für andere Orte wird dieſe Erklärung 
in den nächſten Tagen erfolgen können. 

Der Miniſter des Innern hat die Behörden 


8 auf die in St. Gallen erſchienene Schrift: Ueber⸗ 


ſicht der ſchwetzeriſchen Armen Erziehungs⸗Auſtalten, 
Waßſcnhauſer und Reitungsanflalten u. ſ. w. auf⸗ 
ma: g ; Schweiz habe unter dem 
e Pejialomi'e, Ftllenbergs u. A. auf dem 
der Uriebung von armen und verwaiſten 
ts geleiſtet und die dortigen 
Waiſen mb Kettungsanftalten können in vie⸗ 
Im Deyiehungen als Muſter gelten. Das erwähnte 
Duch gievt eine umfaſſende Ueberſicht der betreffen 
den ſchweizeriſchen Inſtitute und ihrer pädagogi⸗ 
ſchen und ökonomiſchen Verwaltung. 
Berlin, 9. Januar. Schon ſeit längerer Zeit 
hat es nicht an Gerüchten gefehlt, daß der Reichs⸗ 


Ach! Die 


Zuſer 


50 Pfennige. 


Kanzler mit der Abſicht umgehe, eine Verfolgbarkeit 
der Mitglieder des deutſchen Reichstages wegen un⸗ 
sebührlicher Aeußerungen im Reichstage herbeizufüh⸗ 
ten. Zur Verwirklichung dieſer Abſicht iſt jetzt ein 
Dem Bundesrath iſt der „Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Strafgewalt des 
Reichstages über ſeine Mitglieder“, mit Motiven 


Schritt geſchehen. 


zugegangen. 


In der Begründung dieſes Entwurfes wird 
hervorgehoben, daß Artikel 30 der Reichs verfaſſung 
mit ben betreffenden Beſtimmungen der Geſchäfts⸗ 


ordnung vielleicht ausreichen möchte, um die Ord⸗ 
nung im Haufe nothdürftig aufrecht zu erhalten, 
aber nicht, um den geräbrlichen Wirkungen von 
Ausſchreitungen der Rede außerhalb des Verſamm⸗ 
lungsſaales vorzubeugen. Die Oeffentlichkeit der 
Verhandlungen, die verfaſſungs mäßige Freiheit der 
Rede geftatte eine unbeſchränkte Verbreitung. Ein 
ſolcher Rechte zuſtand ſel beirrend für das Rechto⸗ 
bewußtſein des Volkes — ein Uebelſtand, der be⸗ 
ſonders hervorgetreten, ſeit einzelne Abgeordnete die 
Freiheit benutzt hätten, um ihre Staat und Gteſell⸗ 
ſchaft erſchütternden Theorien zu verbreiten. Die 
Geſetzgebung dürfe ſich nicht länger der Aufgabe 
entziehen, eine Ergänzung des beſtehenden Rechtes 
in dieſer Richtung herbeizuführen. Wenn die Ge⸗ 
ſetzgebung dabei an den Grundſätzen des Art. 30 
feſthalten wolle, fo müſſe fie dem Reichstage ſelbſt 
die Strafgewalt über die Mitglieder einräumen. — 
Die Anlagen zu dieſem Geſetzentwurf beſtehen 1) 
in den Beſtimmungen deutſcher Verfaſſungsurkunden 


und Gejgäfteordnungen; 2) in den parlamentari- | 
Ver⸗ ig 


ſchen Gebräuchen Englands; 3) in denen der 
einigten Staaten von Amerika; 4) n denen Fre 
reichs; 5) in den Aeußerungen der bedeu 


Kram! 


Staatorechtslehrer; 6) in den Painting fd 


Verfaſſungen von Frankfurt und Erfurt; 7) in 
dem Falle Plimſoll von 1875; 8) in den Ber 
handlungen über die Ermordung des Earl v. Leltrim 
von 1878. 

Die Vorlage liefert einen neuen Beweis für 
die ſchon oft gemachte Bemerkung, daß Fürſt Bis⸗ 
marck nicht leicht ſich entſchließe, einen einmal von 
ihm entwickelten Plan aufzugeben. Auf den Satz, 
daß es feinem Rechtsgefühle widerſpreche, die voll⸗ 
ſtändige Indemnität der Abgeordneten wegen ihrer 
in der Volkevertretung gethanen Aeußtrungen zuzu⸗ 
geſtehen, iſt er wiederholt und mit Vorliebe zurück 
gekommen. Aus feiner Initiative ginzen die wäh⸗ 


rend der Konfliktsezeit gemachten Verſuche hervor, die 


Frage auf dem Wege der Rechtſprechung zum Aus⸗ 
trage zu bringen, und als er nach hergeſtellter Ver⸗ 
jöhnung mit der liberalen Partei nachgab, machte 
er kein Hehl daraus, daß dies nur um des lieben 
Friedens willen geſchehe, ſeine Rechtsauffaſſung aber 
eine unerſchütterte jet x | 

Die „Nat.-Ztg.“ bemerkt dazu: 9 

Eine thatſächliche Unterlage können wir für 
die Rothwendigkeit des Entwurfs für den Augen⸗ 
blick nicht erkennen, namentlich nicht, wenn man 
denſelben mit den Ausſchreitungen der Sozlaldemo⸗ 
kratie in Zuſammenhang bringt, ſollte man ſelbſt 
von dem Geſichts punkt Abſtand ehmen wollen, daß 
eine große Körperſchaft wie der Reichstag feine in⸗ 
neren Dlsziplinarverhältniſſe aus einem berrchligten 
Selbſigefühl am liebſten aus eigener Initiative re⸗ 
gelt. Es iſt richtig, daß die Unverantwortlichkeit 
der Reichstage-Abgeordneten in Verbindung mit der 
Freiheit der Verbreitung der ſtenographiſchen Be⸗ 
richte die Möglichkeit gewährt, grade ſolche Aus⸗ 
laſſungen unge emmt zu verbreiten, denen das Ge⸗ 
feb über die Ausſchreitungen der Sozialdemokratie 
eutgegentritt. 

Aber es ſteht vor der Hand noch nicht feſt, 
ob die ſoztaldemokratiſchen Abgeordneten von dleſer 
Möglichkeit noch Gebrauch machen werden; es ſtetzt 
ebenſowenig feſt, ob es unter dem Einfluſſe, den 
das ſogenannte Soztaliſtengeſetz hat und noch in 
Zukunft haben wird, möglich ſein wird, auch ferner 
ſozlaldemokratiſche Abgeordnete in den Reichstag zu 
wählen. 

Formell richtet ſich der Entwurf allerdings 
nicht nur gegen die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, 
der Weg, der vor ſechs Monaten als der allein 
zweckmäßige empfohlen wurde, Aus ahmegeſetze gegen 
die Sozialdemokratie zu erlaſſen, iſt verlaſſen. Man 
verſchürft das gemeine Recht, die Geſchäftsordnung 
gegen alle Reichstagsabgeordneten, wenigſtens gegen 
alle Minorttäten. Allerdings find ein der letzten 


Reichstagsſeſſton auch von anderer als von ſozlal⸗ und ich zechne darauf, daß 


demokratiſcher Seite Aeußerungen gefallen, 


gmein als ungebührlich und bedauernswerth be- 
tuchtet wurden, und die, wenn ſie auch vorüber⸗ 
ggangen find, ohne Schaden zu ſtiſten, einen 
Stachel hinterlaſſen haben. Richtig if es auch, daß 
m Dienplinarmitteln unſere Geſchäfts ordnung ärmer 
ſt als die franzöſiſche und engliſche. Die Dis kutir⸗ 
ühigkeit dieſes Zuſtandes müſſen wir zugeben Wie 
nan nun aber dazu übergehen kann, die Straf⸗ 
Immer zum höchſten Richter darüber zu machen, 
vas in der hoͤchſten Vertretung des Volkes — 
0 ſchlechthin Alles geſagt werden muß, was zum 
elle des Volkes zu ſagen iſt — ungeſtraft geſagt 
verden darf, iſt eine im höchſten Grade befremd⸗ 
iche Erſcheinung. Der Geſetzentwurf würde inſo⸗ 
veit unmittelbar an den Artikel 30 der Reichsver⸗ 
faſſung rühren, nach welchem kein Mitglied des 
Reichstages wegen in Ausübung ſeines Berufes ge⸗ 
thaner Acußerungen außerhalb der Verſammlung zur 
Verantwortung gezogen werden kann. 


— Der Miniſter des Innern, Graf zu Eu⸗ 
leuburg, iſt bekanntlich jüngſt in längerer Audienz 
vom Kaiſer und Kronprinzen empfangen worden. 
Wie verlautet, hat der Miniſter in der Audienz 
einen Bericht über die Wirkungen des Soztaliſten⸗ 
geſctzes erſtattet und dabei die Mittheilung gemacht, 
daß die Agitation der Sozialdemokratie in Folge 
des Erlaſſes vom 21. Oktober v. J. faſt ganz er- 
ſtickt worden ſel. 

— Wie ſ. Z. mitgetheilt wurde, iſt von Er. 
Majeſtät dem Kaiſer am 3. d. M. eine Deputa⸗ 


ſchleswig⸗holſteiniſcher te e 865 
ten der egtr⸗Kamerad⸗ 


gehenden Bericht entnehmen wir Folgendes: 

Nachdem die Deputirten in der Waffenhalle 
des Palais Aufſtellung genommen hatte, erſchien um 
11], Uhr der Kaifer in Begleitung feines Flügel⸗ 
Adjutanten, Generals Grafen von Araim, worauf 
Herr Dierſch folgende Anſpreche hielt: 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſler Sailer 

und König! Allergnädigſter Kaiſer, König und 
Herr! Eure Kaiſerliche und Königliche Majeſtät 
gerußen, den Mitgliedern der Kriegervereine Berlins 
und der Umgegend Allergnädigſt zu geſtatten, durch 
uns ihrer Freude über die glückliche Geneſung und 
Heimkerr ihres thruren Landesvaters Ausdruck zu 
geben. Aus den Reiden Eurer kaiserlichen und lö⸗ 
niglichen Majeſtät Heeres in die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe zurückgetreten, betrachten es die ehemaligen 
Soldaten als hoͤchſte Ehre, ihrem ruhmreichen ober 
ſten Feldherrn beſonders eng verbunden zu bleiben, 
da ſie gewürdigt waren, mit Eurer Maj gemeinſam 
das Ehrenkleid des Kriegers tragen und fürs Vaterland 
ſtreiten zu dürfen. Wir ind uns aber auch wohl bewußt, 
daß hohe Ehre hohe Pflichten in ſich tragen und dieſe 
Pflichten zu erfüllen, Majeſtät, iſt unſer ernſiliches 
Beſtreben. Mit tiefem Schmerze haben wir erleben 
müſſen, daß die Verbreitung vetabſcheuens würdiger 
Irrlehren, die Mißachtung der Religton und das 
Ueberhandnehmen der Selbſtſucht bis zur Antaſtung 
der Heiligen Perſon des Geſalbten, und zur Er⸗ 
ſchülterung der Achtung vor Alem, was dem Men⸗ 
ſchen heilig fein ſoll, geführt hat. In Bekämpfung 
dieſer verderblichen Schäden erkennen wir unſere 
Pflicht gegen Eure Majeſtät und das Vaterland, 
und durch mannhaftes Beiſpüil wollen wir zur 
Wiederherſtellung wahrer Gottesfarcht, zur Befeſti⸗ 
gung der Ehrfurcht vor dem Staatsoberhauple und 
Seinem erlauchten Haufe, der Achtung vor Geſetz, 
Ordnung und Sitte mitbeltragen. Wir werden 
dies um ſo freudiger thun, als, wle auf dem 
Schlachtfelde, jo auch Hierbei, wir unſeren oberſten 
gelkebten Kriegsherrn wieder vorang hen ſehen. 
Möge Eurer Mofeftät Huld und Gnade die deutſche 
Kampfgenoſſenſchaft auch ferner beglücken Wir 
aber geloben, dem Wahlſpruche aller deutſchen Krie⸗ 
gervereine bis an's Ende nachzuleben: „In Treue 
feſt.“ Das walte Gott.“ 


Inſerate: Die Agsfpaltene Pettezetl: 15 Pfenn ge. 
Redaction, Druck und Verlag von R. Graßmann, 


Stettin, Kischplap Nr. 3. 


Jeilung. 


Freitag, den 10. Januar 1879. 


49 — bereit fein werden, den Thron und bar 


Vaterland zu vertheldigen. Hoffen wir, daß d 
Gott nicht über uns ſchicke. Ihre Aufgabe w 
es fein, Ihre Kinder zu wahrer Religlöſität za 
ziehen, damit ſolche Dinge nicht wieder vorkommen 
und das heranwachſende Geſchlecht aus wahren 
Streitern für Thron und Vaterland beſtehe. In 
dieſem Sinne bitte Ich in Zukunft weiter zu ar⸗ 
beiten; dann werden wir beſſere Zeiten herankom⸗ 
men ſehen.“ : 

Demnächſt ließ ſich der Kaiſer die einzelnen 
Mitglieder der Deputation vorſtellen und unterhielt 
ſich mit Jedem in huldvollſter Weiſe, wobel die Ge⸗ 
dächtnißtreue des Katſers das Erſtaunen Aller erregte, 
da ſelbſt ſcheinbar unbedeutende Vorgänge aus den 
letzten Kriegen ſeiner Erinnerung nicht entgangen 
waren. 

Zum Schluß ſagte der Kaiſer: „Ich danke 
Ihnen nochmals. So lange es mir noch vergönnt 
ſein wird, werde Ich mit reger Theilnahme Ihren 
Beſtrebungen folgen. Zur Zeit gehen ja dleſelben, 
deren Ich Meine volle Aufmerkſamktit zuwende, da⸗ 
bin, eine Einigkeit aller deutſchen Kriegervereine an- 
zubahnen und Ich heffe, daß es gelingen möge, 
dieſe innere Einigung berzuftellen, aus der voraus⸗ 


ſichtlch etwas Gutes erſprießen wird. Ich 
habe Mich ſehr gefreut, Sie hier zu ſehen. 
Adieu.“ 


Hierauf verlieh der Kalfer mit freundlichen 


Grüßen die Halle. Tief bewegt von dem herzlichen 
Empfange und hocherfreut über das friſche und hei⸗ 
tere Aueſehen des Kalſers ſchied die Deputation aus 
dem Palais. 5 


— Zu den Mohn zum Geſetentwurf be⸗ 


treffend die Strafgewalt des Reichstages heißt es: 


„Dieſe über die Ordnung in den Verhand⸗ 
lungen des Reichtages vorhandenen Beſtimmungen 
eiſcheinen, wenn fie auch vielleicht ausreichen, um 
die Ordnung im Haufe nothdürftig aufrecht zu 
halten, unzulänglich, um den ſchädlichen, ja unter 
Umſtänden gefährlichen Wirkungen von Ausſchreitun⸗ 
gen in den Aeußerungen und Reden von Abgeord⸗ 
neten außerhalb der Wände des Sitzungsſaales vor⸗ 
zubeugen. Denn die Oeffentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen, die verfaſſungs mäßig verbürgte Freiheit der 
Redner (Art 30) und der über ihre Reden vet⸗ 
breittten Berichte von jedweder Verantwortlichkelt 
läßt auch ſolche Aeußerungen und Reden Abgeyrd⸗ 
neter Verbreitung in den weiteſten Schichten der 
Nation finden, welche, wenn fie eben nicht unter 
dem Schutze der Unverantwortlichkeit der Redner⸗ 
tribüne geſprochen und unter der gleichen Unverant⸗ 
wocilichkeit der Preſſe verbreitet wären, die Redner 
und die Preſſe der ſteafgerichtlichen Verfolgung nach 
den Vorſchriften des gemeinen Rechts ausſetzen wür⸗ 
den. Daß ein ſolcher Rechtszuſtand beirrend auf 
das Rechtsbewußtſein im Volke einwirkt, iſt eine 
nicht wegzuleugnende Erfahrung, und der hierin 
liegende Mißſtand tritt in immer fühlbarerer Weiſe 
ſeit der Zeit hervor, ſeitdem die Wahlen einzelne 
Abgeordnete in den Reichstag geführt haben, welche 
ſich für berechtigt erachten, die ihnen verfaſſungs⸗ 
maßig zuſtehende Freiheit des Wortes zur Entwicke⸗ 
lung von Theorien über den Staat und die bür⸗ 
gerliche Geſellſchaft zu gebrauchen, welche den Be⸗ 
ſtand beider zu erſchüttern geeignet find. 

Es darf daran erinnert werden, daß beiſpie! 
weiſe von der Rednertribüne des Reichstags 
Barijer Kommune und ihre Thaten gerechtferti 
ja geprieſen worden find, daß mehrfach der Neigs- 
tag wie die Regierungen geſchmäht, ja, daß jel g 
zu Gewalithätigkeiten von der Tribüne provoz rt 
worden iſt. Die Maßregeln, welche auf Gru 
der Geſchäftsordnung die Präſidenten gegen di 
artige Ausſchreitungen eintreten laſſen konnten, moe 
ten genügend ſein, um als eine Ahndung der 
Hauſe geſtörten Ordnung angeſehen zu werden, 
ſind aber keineswegs ausreichend, um als ein 
Sühne des durch jene Ausſchreitungen beleidigt 
Richtsbewußtſeins im Volke, wohin: dieſe Au 
ſchreitungen dringen, gelten zu können. Des hal! 


Hierauf erwiderte Se. Majeſtät der Kaiser: wird ſich die Geſetzgebung nicht länger der YAufgabı 


„Ich danke Ihnen für die Worte, welche Ste bier 
niedergelegt haben. Mit den Geſinnungen, die Sie 
Mir gegenüber zum Ausbruck goracht haben, bin 


entztehen dürfen, auf eine Ergänzung des beſtehe⸗ 
den Rechts nach der Richtung hin Bedacht zu ne 
men, daß Ausſchreitungen von Abgeordneten 


Ich vollßändig einverſtanden; das jagen Sie auch ihren Reden und Aeußerungen einer ſchärferen R. 


den Uebrigen, die Ste hier vertreten. 
uns durchaus nicht in Sicherheit wiegen. 


Wir Dürfen preſſiog unterworfen werden. 
Sie ba- gebung dabei an den Grundſätzen, aus welchen bi: 


Wenn die Geſe 


ben Alle ſchon verſchiedenartig Ihre Treue bewieſen Beſtimmungen der Reichsverfaſſung über den Schutz 


Sie auch dann, wenn der Abgeordneten in der freien und unabhängigen 
die all-⸗Jes nötig werden ſollte — denken Sie an 48 und Ausübung ihres Berufs, insbeſondere 


der Art. 30 


— 
= 
— 


7 


derſelben, hervorgegangen find, feſthalten will, jo 
wird ſie eine Abhülfe nur in einer dem Reichstag 
ſelbſt über feine Mitglieder einzuräumenden Straf- 
gewalt ſuchen können. 

Hierbei wird es ſich indeſſen nicht um Schaf⸗ 
fung einer förmlichen Strafgerichtsbarkett in dem 
Sinne handeln, daß der Reichstag in den Fällen 
des Art. 30 der Reichsverfaſſung die allgemeinen 
Strufgeſetze an Stelle der ordentlichen Gerichte an⸗ 
zuwenden hätte. Denn zu einem Organ der Recht⸗ 
ſprechung eignet ſich weder der Reichstag ſelbſt noch 
ein aus ſeiner Mitte gebildetes Gericht.“ 

Die Motive bezeichnen die Unzulänglichkeit der 
jetzigen Zuſtände dadurch reformbedürftig, als jetzt 
die gröbſten Ausſchreitungen im Haufe ungeahndet 
bleiben und durch die Preſſe verbreitet werden dür⸗ 
fen. Dann heißt es: 

„Eine Ausgleichung dieſes das Rechts bewußt⸗ 
ſein verletzenden Rechtszuſtandes will der Geſetzent⸗ 
wurf durch Einführung einer mit kräftigen Rüge⸗ 
mitteln ausgeſtatteten Disziplinarſtrafgewalt des 
Reichstags ſelbſt herbeiführen. Dabei darf freilich 
nicht verkannt werden, daß dieſe Ausgleichung, wo 
eine ſchwerere Rechtsverletzung in Frage ſteht, noch 
keineswegs zureichend erſcheint, die volle Sühne die⸗ 
ſer vielmehr nur in dem Eintritte der ſtrafrechtlichen 
Ahndung durch den Richter gefunden werden kann. 
Berner müſſen auch dieſelben Fälle ins Auge gefaßt 
werden, in welchen die Ausübung der Disztplinar⸗ 
ſtrafgewalt dadurch gegenſtandslos werden kön ate, 
daß das Mitglied, welches die Ausſchreitung im 
Reichstag begangen, aufhört Mitglied. deſſelben zu 
ſein. Der Entwurf hat deshalb ſich nicht damit 
begnügen dürfen, eine Disziplinarſtrafgewalt des 
Reichstags für ſeine Mitglieder zu konſtitulren, ſo 
lange fie dies find, ſondern er hat auch für den 
Jall Vorkehrung treffen müſſen, daß fie aufgehört 
haben, Mitglieder des Reichstags zu ſein, ſowie für 
den ferneren Fall, daß der Reichstag dafür erachtet, 
daß durch die Handlungsweiſe des Betreffenden über 
die disziplinare Ahndung hinaus noch eine Strafe 
nach gemeinem Strafrecht verwirkt worden jet.“ 

Den Motiven angefügt find, wie bereits im 
geſtrigen Abendblatt kurz gemeldet wurde, die bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunden und 
der Geſchaftsordnungen in Preußen, Baiern, Sach⸗ 
fen, Oldenburg Braunſchweig, Sachſen⸗Meiaingen, 
Schwarzburg⸗Rudo l ſtadt und Waldeck, die parla- 
mentariſche Uebung in England, den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Frankreich. Ferner ſchlie⸗ 
ßen fig daran Acußerungen der Staatsrechtslebrer 
Hermann, Mohl, von Rönne, Schulze, Bluntſchli 
und von Bar, Belimmungen der Geſchäfts ordnung 
von Frankreich und Erfurt und endlich ein Hinweis 
auf den Fall Plimſoll und die Verhandlungen über 
die Ermordung des Earl of Leiteim in der Sitzung 
des Unterhauſes vom 12. April 1878. 

— Als vorläufige Grundlage für die Diekuſ⸗ 
fion der Bupgetlommiſſton über die allgemeine Fi⸗ 
nanzlage innerhalb zer nationalliberalen Fraktion 
find umfaſſende Anträge ausgearbeitet worden. Die ⸗ 
ſelben find von den Abgg. Rickert und v. Benda 
ausgegangen. Der wichtigſte Punkt, der ſich in 
beiden Anträgen findet, iſt die Forderung der Quo⸗ 
tiſirung der Klaſſen- und Einkommenſteuer. Der 
Antrag von Benda will außerdem eine anderweite 
Regelung des Einſchätzungsverfahrens, um eine 
gleichmäßige und gerechte Veranlagung zu diefen 
Steuern herbeizuführen. Um einer unwirthſchaft⸗ 
lichen Verwendung der etwalgen Ueberſchüſſe zu be- 
gegnen, nimmt der Antrag Rickert die Ueberweiſung 
eines entſprechenden Theiles der Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer in Ausſicht, der Antrag v. Benda for 
dert die Einwirkung der Staatsregierung dahin, daß 
das Reich die Vermehrung der indirekten Steuern 
nicht über den Umfang des wirklichen für das Reich 
und die Einzelſtaaten nachzuweiſenden Bepürfniſſes 
ſteigern werde. Ein zweiter Punkt bezieht ſich auf 
die Herbeiführung einer größeren Sparſamkeit in der 
Staatsverwaltung. Dir Rickert ſchen Anträge wel⸗ 
fen ine beſondert auf Einſtel ung melterer Staats⸗ 
bahnbauten hin, ſoweit es ſich um Vollbahnen han⸗ 
delt, und auf Sparſamkeit deim Betriebe. Beide 
Antragſe ler vereinigen ſich fodann in der Jorde⸗ 
rung, auch bei den ordentlichen Staatsausgaben 
durch Vereinfachung der Geſchäfte, Verringerung der 
Beamten und des Schreibwerkes, Unterlaſſung von 
Lurusbauten und Dienſtwohnungen Sparſamkeit an- Bewilligung mildernder Umſtände zu 1 Jahr Ge⸗ 
zuſtreben. Die Anträge haben zunüchſt einzig den fängniß, worauf 3 Monate Unterſuchungshaft an⸗ 
Charakter don vorbereitendem Material; die Frak- gerechnet werden, verurtheilt. 
tion wird ſich alsbald mit dexen Berathung be- Prerow, 7. Januar. Dem hieſigen Schiffs⸗ 
ſchäftigen. kapttän Auguſt Lemke, ſeiner Zeit Führer der 
—— deutſchen Bark „Hoffnung“, iſt von Sr. Majeſtät 

ovinzielles. dem deutſchen Kaiſer die Annahme und Anlegung 

Stettin, 10. Januar. An dem Portale des der ihm von Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Vor⸗ 
neuen Rathhaufes am Viktortaplatz find jetzt die tugal in Anerkennung feiner Dienſte bei Rettung 
aus dem Atelier des Bilphauers Emil Steiner ber Befapung des portugieſiſchen Luggers „Mentor 
in Berlin hervorgegangenen, die Induſtrie, Land⸗ II.“ verliehenen ſilbernen Berdienftmebatlle am Bande 
wirthſchaft, Wiſſenſchaft und Schtfffahrt darftellen- | geflattet worden. 
den vier Figuren angebracht werden. Grimmen, 8. Januar. (Str. Z.) Der am 

— In einzelnen Provinzen haben die Lehrer 17. April 1877 gegründete ornithologiſche Verein 
höherer Schulen ſich bereite zuſammengethan, um in] hierſelbſt beabſichtigt am 1. und 2. Februar d. J. 
einer Kollektiv-Petiton dem Kultusminiſter das Er- im Saale des Holelbeſtzers Benpien eine Geflügel ⸗ 
ſuchen zu unterbreiten, in ähnlicher Weiſe ihre] Ausſtellung abzuhalten. Selbſtredend kann der Ber- 
Rangverhältulſſe zu regeln, wie das neu- eln mit Rückſicht auf feine noch ungenügende Mit⸗ 
lich in Bezug auf die Oberförſter geſchehen if. Bei] gliederzahl und die verhältnißmäßig kurze Zeit ſeines 
den ſtaatlichen Anftalten hat die Frage eine recht Beſtehens an Ausſtellungen, wie ſolche von den 
praktiſche Bedeutung, da die Höhe der Wohnungs- Bereinen in unſeren Nachbarſtädten ſtattgefunden 
geldzuſchüſſe, der Umzugskoſten u. ſ. w. davon ab- haben, nicht herantreten, und deshalb wird auch nur 
hängig iR. eine Ausſtellung Seitens der Mitglieder unter ſich 

— Die Einleitung von Disziplinar-Unterju- geplant, wobei allerdings hirfigen Liebhabern und 
chungen gegen Lehrer hat, ſowelt damit zugleich | Züchtern, welche Nichtmitglieder find, ebenfalls ver⸗ 
die Suspenſton vom Amte verbunden war, nach ſtattet fein fol, die Aueſtellung zu beſchicken. Die 
einem Cin kularerlaß des Miniſters der geiſtlichen sc. | Ausſtellung hat den Zweck, ein Bild von den ge⸗ 
Angelegenheiten vom 12. November v. J., wieder- genwärtigen Leiſtungen des Vereins zu geben und 
holt den Gemeinden Anlaß zu der Klage gegeben, dadurch zur größeren Beachtung der Geflügelzucht 
daß während der Dauer der Suspenſion gar nicht] anzuregen. Zur Ausſtellung ſollen Geflügel aller 
oder in ganz ungenügender Welſe für den Unter⸗] Art und ſonſtige auf Geflügelzucht⸗ und Pflege be⸗ 


rung der Dlsziplinar-Unterſuchungen erahrungs⸗ 
mäßig in der Regel eine längere Zeit in Anſpruch 
nimmt, die Gemeinden aber durch die Verflichtung 
dem Lehrer während der Suspenſion das hlbe Ge⸗ 
balt zu gewähren, ohnehin ſchwer betroffen werden, 
jo hat der Minifter die Regierungen in din oben⸗ 
erwähnten Erlaſſe angewleſen, ſogleich bei er Ein⸗ 
leitung von Disziplinar⸗Unterſuchungen gegn Lehrer 
für eine gehörige Stellvertretung it Schul⸗ 
dienſte Sorge zu tragen. 5 

— Der ſogen. „Wechſelreitirei“ 
welche bei unſollden Kaufleuten einen wichtzen Be⸗ 
helf bildet, um ſich noch möglichſt lang übe Waſſer 
zu halten, wird durch eine jüngſt vom Ober ibunal 
gefällte Entſcheidung ein Damm entgegageſetzt. 
Gicht Jemand an Zahlungs ſtatt einen Wecſel hin 
mit dem Accept einer zahlungsunfähigen odr nicht 
wechſelfähigen Perſon mit dem Bewußtſein, af vor⸗ 
ausſichtlich weder der Acceptant noch er ſübſt zur 
Verfallzeit den Wechſel wird einlöſen kömen, ſo 
macht er ſich des ſtrafbaren Betiuges 
ſchuldig. * 
— Dem Juſtizrath, Rechtsanwalt und Notar 
Wagener zu Stralſund iſt der rothe Aderorden 
4. Klaſſe verliehen. s 

— Der Konkurs über das Vermögen des 
Damenſchneidermeiſters Aug. Manders herſelbſt 
iſt durch rechtskräftig beſtätſgten Alkord beende. 

— Die heutige Sitzung des Schwurgrichts⸗ 
hofes wurde von dem Präſtdenten, Herrn Appel ⸗ 
latlonsgerichtsrath Rintelen, mit der Mitthei⸗ 
lung eröffnet, daß die für heute mit angeſetztt Ver⸗ 
handlung gegen den Agenten Schulwitz wegen 
wiſſentlichen Meineides ausgeſetzt werden müſſ, da 
der Angeklagte nicht ermittelt werden konnte daß 
ferner die Schwurgerichte periode bis zum 16. J. M. 
ausgedehnt werden müſſe. Darauf begann dil Ver⸗ 
handlung gegen den Kaufmann und Lederhindler 
Max Elias von hier. Der Angeklagte, über 
deſſen Vermögen laut Beſchluß des königl. Kreis⸗ 
gerichts vom 14. Oktober v. J. der Konkurs er⸗ 
öffnet, wurde im Jahre 1878 mehrfach in Wechſel⸗ 
prozeßſachen verwickelt, und da er ſeinen Verpflich- 
tungen nicht nachkommen konnte, führte er in drei 
verſchiedenen Fällen Fälſchungen aus, um dadurch 
Friſt zu gewinnen. So war er im Februar von 
emer Breslauer Firma wegen M. 345,20 verklagt; 
da er Zahlung nicht leiſten konnte, wurde Mobiliar- 
Exekution verfügt und mit der Vollſtreckung derſel⸗ 
ben der Exekutor Falk beauftragt. Als dieſer am 
20. Februar bel Elias erſchien, zeigte Letzterer zwei 
Einlieferungsſcheine von Poſtanwetſungen vor, nach 
welchen an demſelben Tage daſſelbe Geld an die 
Breslauer Firma abgeſchickt worden ſei. Der Exe⸗ 
kutor erkannte die Scheine für echt an und ſtand 
von der Exekulion ab. 
die Scheine in der Art gefälſcht waren, daß nur 
geringe Beträge bei der Poſt eintzezahlt waren und 
dieſelben dann durch Eintragung der orte „amet- 
hundert“ zip. „einhundert“ auf die auf den Schel⸗ 
nen angegebene Höhe gebracht ſeien. Ein gleiches 
Manöver wurde am 25. Februar dem Kreisgerichts⸗ 
Sekretär Kölpin gegenüber ausgeführt, welcher be- 
auftragt war, wegen einer von einer Straßburger 
Firma eingeflagten Wechſelforderung von M. 519,12 
die Auktion der Mobilien des Elias zu bewirken; 
auch in dieſem Falle ſtellte ſich die Fälſchung bald 
heraus und lenkte ſich der Verdacht auf Elias. 
Derſelbe leugnete bei den erſten Vernehmungen, die 
Fälſchungen ſelbſt vorgenommen zu haben, er erſann 
vielmehr ein vollſtändiges Lügengewebe und beſchul⸗ 
digte feinen ganz unbeſcholtenen Lehrling, die Fal⸗ 
ſchungen ausgeführt zu haben. Als ſich dieſe An⸗ 
ſchuldigung als unwahr erwies, geſtand er ein, die 
Fälſchung ſelbſt ausgeführt zu haben. Im Sep⸗ 
tember war der Exckutor Rindfleiſch wiederum mit 
einer Mobiltar-Exekutlon beauftragt, führte dieſelbe 
aber nicht aus, da durch die Berliner Firma, welche 
den betr. Prozeß gegen Elias angeſtrengt hatte, bet 
Rindfleiſch ein Telegramm einging, nach welchem 
Elias feinen Gläubiger befriedigt hätte. Auch hier 
iſt das Telegramm von Elias ſelbſt aufgegeben, was 
von demſelben auch eingeſtanden wurde. Da der 
Angeklagte auch heute fein umfaſſendes Geftändnif 
wleberholt, bleibt die Mitwirkung der Herren Ge⸗ 
ſchworenen ausgeſchloſſen, und Elias wird unter 


richt der Kinder geſorgt werde. Da die Jurchfüh⸗ findliche Gegenſtände zugelaſſen werden, und ver⸗ 
ſpricht dieſelbe eine nicht unintereſſante zu werden. 
Hierbei mag nicht unerwähnt bleiben, daß es der 
Verein ſeit feinem ca. 11½ jährigen Beſtehen erfren⸗ 
licher Weiſe bereits auf eine Mitgliederzahl von 
einigen 30 Perſonen gebracht hat, ein Bewels, daß 
auch in hieſiger Stadt ein Intereſſe an der Verede⸗ 
lung unſeres heimiſchen Geflügels obwaltet. 


der Thätigkeit des Kriminal⸗Kommiſſars Wollſchina, 
iſt die Entdeckung des Diebes gelungen, der vor ca. 
8 Wochen den frechen Einbruch durch die Decke 
des Ladens beim Hofjuwelter Otto Fritze (früher 
Fritze u. Finger), Schloßplatz 4, verübte. — Der 
Dieb war kein gewöhnlicher Einbrecher, es war der 
Hoflieferant Otto Fritze ſelbſt, der auch bereits 
Donnerſtag Mittag 1 Uhr inhaftirt wurde. — 
Schon bei Verübung des Diebſtahls ſelbſt hatte die 
Kriminalbehörde den Verdacht auf Herrn Fritze ſelbſt 
gelenkt. Derſelbe benahm ſich durchaus nicht wie 
Jemand, dem ein ſo koloſſales Vermögen von 
75,000 Mark geraubt ſet und äußerte auch als⸗ 
bald beim Bekanntwerden des Diebſtahls, davon 
wird wohl ſchwerlich etwas wieder zum Vorſchein 
kommen, dieſe Goldſachen find wahrſcheinlich längſt 
über die Grenze geſchafft. — Auffallend war es 
der Behörde, daß, trotzdem ein bedeutendes Loch der 
Decke durchſchlagen war, demnach viel Kalk, Schutt, 
Holz u. ſ. w. in den Laden gefallen ſein mußte, 
auch nicht eine Scheibe des dicht unter dieſem Loch 
ſtehenden Ladentiſches zerbrochen war, nicht ein 


die dicht an das Loch grenzten, beſchädigt, kein Schloß 


Bald ſtellte ſich heraus, daß 


Vermiſchtes. 
— Unſerer Kriminalbehörde, ganz beſonders 


Stückchen der Stuckatur der Regale an der Wand, 


verletzt war und die Diebe alle koſtbaren Etuls liegen 
gelaſſen hatten und deren Inhalt alſo wie altes Ge rüm⸗ 
pel zuſammengeworfen. Trotzdem konnte die Behörde, 
obgleich man erfuhr, daß die pekuntären Verhält⸗ 
niſſe Fritze's ſehr verwickelter Natur find, gegen den⸗ 
ſelben, der bisher unbeſcholten daſtand, nichts un ⸗ 
ternehmen, als ihn beobachten. — Als die Krimi⸗ 
nalbeamten Berlins durchaus nicht herausfinden 
konnten, wie die Diebe wiederum durch die Decke 
ſich entfernt haben ſollten, da dies vermittelit des 
im Laden ſtehenden Stuhles nicht möglich war, fand 
Herr Fritze Tags darauf, trotzdem der Laden auf 
das Eifrigſte durchſucht war, plötzlich die Sproſſe 
einer nagelneuen Strickleiter, dies verdächtigte den⸗ 
ſelben „och mehr. Doch die Behörde mochte an 
das Verbiechen eines Mannes von jo hochachtbarem 
Herlommen immer noch nicht glauben, jeht: Ber- 
ſchledene feſt, die ſich Herr Fritze auch Alle vorjüh- 
ren ließ, um auszuſagen, ob er Dieſen oder Jenen 
vielleicht in ſeinem Laden kurz vor dem Diebſtahl 
u. ſ. w. geſehen; ja Herr Beige ſelbſt ſprach Ver⸗ 
dachtsmomentt gegen Unſchuldige aus ꝛc. — Dieſer 
Tage langten nun hier zwei Ruſſen over Ungarn 
an, die auffallend viel mit Fritze verkehrten und in 


Differenzen mit ihm gerathen ind — Dieſen hatte 


Beige. edenfalls um ſeine Gläubiger zu beuachthri⸗ 
ligen und ſich ein verlorenes Vermögen wiederzu⸗ 
ſchaffen, die angeblich geſtohlenen Goleſachen für 
45,000 Mark lombardirt. Die Fremden räumten 
dieſen Thatbeſtand der Behörde ein, Fritze wurde 
geholt, leugnete, doch als ihm die Gelddarleiher ge⸗ 
genübergeſtellt wurden, mußte er ſein Leugnungsſy⸗ 
ſtem aufgeben. Nachdem er die Waaren lombar⸗ 
dirt hatte und ſeine Gelddarleiher über die Grenze 
glaubte, verübte er alsdann den bekannten fingir- 
ten Einbruch gegen ſich ſelbſt und mit einer Vir⸗ 
tuofltät, die einem alten Einbrecher alle Ehre ge⸗ 
macht hätte. 

— Aus Pe ſt wid berichtet: Ein trauriges 
Ereigniß, der Selbſtmord des hieſigen hochangeſehe⸗ 
nen Parfümerlewaaren⸗Fabrikanten Moſch, welcher 
ſich, aus bisher noch unbekannten Motiven, auf 
einer Geſchäftsreiſe in einem Hotel vergiftete, hat 
mittelbar den Stoff zu einem Geſchichtchen geltefert, 
das in würdiger Weiſe die chronique amusante 
des Jahres 1879 eröffnet. Herr Moſch, als vor- 
ſichtiger Kaufmann, hatte nämlich fein Leben mit 
30,000 Francs in Gold bet einer engliſchen Ge⸗ 
ſellſchaft verſichert, welche ſtatutariſch, auch im Falle 
Selbſtmordes des Verſicherten, den Hinterbliebenen 
die volle Verſicherungsſumme auszahlt und wurde 
auch der Familie des Selbſtmörders jene Summe 
ſofert nach Konſtatirung des Todesfalles zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Aber nicht nur jene engliſche Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern auch einige hieſige Lebens verſiche 
rungs-IJunſtitute haben — der Konkurrenz halber — 
einen ähnlichen Paſſus betreffs der Selbſtmörder, 
wie er in den Beſtimmungen der engliſchen Geſell⸗ 
ſchaft enthalten, in ihre Statuten aufgenommen. 
Am Tage nun, an welchem es publik geworden war, 
daß die Familie Moſch die 30,000 Franks an- 
ſtandslos ausgezahlt erhalten habe, ließ ſich bei dem 
Direktor einer Peſter Verſicherungs⸗Anſtalt ein Frem⸗ 
der melden. „Ste wünſchen, mein Her?“ Der 
Angeſprochene präſentirte dem Direktor eine Police. 
— „Wie Sie ſehen, iſt mein Leben bei Ihrem 
Juſtitute mit 10,000 Gulden verſichert. Ich habe 
ſechs Jahre hindurch regelmäßig die Prämien ein⸗ 
gezahlt, Sie ſind alſo verpflichtet, wenn mir heute 
ein Unglück paſſirte, zum Beiſpiel: ich zufällig einige 
Gran Strychnin zu mir nähme, meiner Frau die 
vollen 10,000 Gulden zu entrichten.“ „Sie 
können ganz ohne Sorge ſein, der Ruf unſeres In⸗ 
ſtituts .. — „Ich kenne ihn, und gerade des · 
wegen bin ich hier. Meine Verhältniſſe find gänz⸗ 
lich derangirt, mein Geſchäft iſt bankerott, die 
Gläubiger drängen mich zum Konkurſe, und ich 
weiß nicht mehr, wovon ich leben ſoll. Ich habe 
daher den unerſchütterlichen Entſchluß gefaßt, mich 
zu — eiſchießen. Vorher wil ich aber die Exiſtenz 
meiner Frau wenigſtens einigermaßen figergeftellt 
wiſſen. Ihr Inſtitut bietet mir dieſe Sicherheit 
nur in ſehr beſchränktem Maße, und ich mache Ih- 


—.— 


bei ſich hatte, ſpürte er weiter, 
wieder eine friſche Fuchsfähite ſah; er ſ ürte nach 
und gewahrte den Fuchs, der eiligſt durch ein Loch 
in der alten Stadtmauer zu entkommen ſuchte. Herr 
Mölzer erwiſchte ihn noch an der Rutde und ge⸗ 
lang es ihm im Momente, wo der Fuchs heftig zu⸗ 
beißen wollte, denſelben an die Mauer zu ſchlagen, 
ſo daß er betäubt war, 
töbtete, 


des polniſchen Volksbildungsvereins iſt durch Be⸗ 

ſchluß des hieſigen Kretsgerichts aufrecht erhalten 
worden. 
gen Vergehens gegen das Vereinsgeſeß zum 22. d. 


folge find die Verhandlungen betreffs der ungart⸗ 


deren Abſchluß ſchon morgen Vormittag erfolgen 


nen daher folgende Propoſttion: entweder Sie ge“ 
ben mir ſofort für meine Police 5000 Gulden auf 
die Hand, oder ich erſchieße mich hier vor Ihren 
Augen und Sie haben dann 10,000 an meine 
Frau zu zahlen.“ 
Worte zog der Fremde einen Revolver aus der 
Taſche und legte ibn gelaſſen vor ſich auf den 
Tiſch. Dem Verſicherungs Direktor wurde angſt 
und bange bei dieſer Manipulation und er ſuchte 
durch gütlichen Zuſpruch den Todes ⸗Kandidaten 
von ſeinem entſetzlichen Entſchluſſe abzubringen. 
Der aber blieb taub gegen alles Zureden. 
was gedenken Sie zu thun, wollen Sie Ihrer Bank 
5000 Gulden erſparen oder nicht? In meinem 
Vorhaben wird mich Ihre Entſcheldung, wie fie auch 
ausfallen möge, keineswegs behindern.“ 
Direktor ſann nach. 
machte er nach einigen Sekunden ſeinem Herzen 
Luft, „wenn Sie durchaus wollen! 
Sie meine Verlegenheit, wenn es in die Oeffent⸗ 
lichkeit dränge, unſer ganzes Renommee 
„Wetter haben Ste keine Skrupel 2 Dann beruhigen 
Ste ſich, von mir wird Niemand etwas erfahren, 
ich werde unſer Geheimniß mit ins Grab nehmen.“ 
— Der unheimliche Beſuch erhielt hierauf ſeine 
5000 Fl. ausbezahlt und entfernte fi, der Direk⸗ 
tor aber rieb ſich, vergnügt über den guten Handel, 
denn er halte — von dem ernſthaften Vorſaßze des 
„Unglücklichen“ überzeugt, — das Geſchaft nicht 
für Rechnung des Inſtituts, ſondern findiger Welſe 
für feine eigene abgeſchloſſen. 
ſein Geſchäfts freund nicht daran, ſich umzubringen 
und wird der Direktor nun, 
5000 Fl. nicht ganz verloren geben, die Pollce 
bis an das Lebensende des Erſteren 
müſſen. 


Und zur Bekräftigung ſeiner 


„Nun, — 


Der Herr 
„Nun denn, jo jet es,“ 


Aber bedenken 


Selbſtverſtändlich denkt 
will er die entrirten 
einzahlen 


— (Wie man Füchſe fängt.) Aus Lohr 


ſchreibt der dortige „Anzeiger“: „Der auch in wei⸗ 
teren Kreiſen als gewaltiger Nimrod bekannte För⸗ 

ſter Mölzer dahier, welcher ſich ſeines vorgerückten 

Alters wegen nur noch mit Fang des Raubzevges | 
beichäfttgt und durch ſeine außerordentliche Gewandt⸗ 
heit die hieſige Stadt ſchon von einer ſtat'lichen 
Schaar Marder, Iltis u. dgl. befreit hat, fing im 
Garten des K. Forſtmeiſters Herrn Renner mit blo⸗ 
ßen Händen einen ſtarken Fuchs, was wohl noch 
ſelten einem Jäger gelungen ſein mag. 


Während | 
er nämlich einem Marder nachſpürte, ſprang plöp- 
lich en Fuchs vorüber; ärgerlich, daß er keine Flinte 
als er kurz darauf 


worauf er ihn vollerds 
1 5 WL eee 


Telegraphiſche Depeſche . Ss 
Poſen, 9. Januar. Die vorläufige Schließ ung 5 


Gegen den Vorſtand des Vereins iſt we⸗ 


M. Audienztermin anberaumt. 
Wien, 9. Januar. Der „Peſter Korr.“ zu⸗ 


ſchen Kredit⸗Operation ſoweit vorgeſchritten, daß 


dürfte. 

Wien, 9. Januar. 
meldet: 

Aus Konſtantinopel: Der Inſtiuktion, welche 
man den nach Albanien entſendelen türkiſchen Kom⸗ 
miſſären mitgegeben, iſt theilweiſe ein Vorſchlag Da⸗ 
niſch Effendis zu Grunde gelegt worden, der dar⸗ 
auf abzielt, einem event. Zuſammenſtoße zwiſchen 
dem türkiſchen Militär und den Albaneſen vorzu⸗ 
beugen. ifem Vorſchlage gemäß ſollten nach 
vorausgegangener Verſtändigung mit den Montene- 
grinern ſucceſſive Zabljak und Spuz, dann Belt 
und Malibrdo, zuletzt Podgoritza in der Weiſe ge⸗ 
räumt werden, daß das geſammte türkische Militär, 
ſowie die türkiſchen Beamten ſich zurückzögen und es 
den nachfolgenden Montenegrinern überlichen, un⸗ 
verweilt die geräumten Poſitionen zu beſetzen. Das 
tü kiſche Kriegs material würde gegen nachträgliche In ⸗ 
venttrung den Montenegrinern prop iſoriſch überlaſſen 
werden. \ 

Brüffel, 9. Januar. Die „Independence“ 
meldet aus Paris, der Miniſterrath ſei heute im 
Elyſee zu einer Berathung verſammelt geweſen und 
habe ſich über ein vollſtändiges Programm geeinigt, | 
welches den Kammern bei ihrem Wiederzuſammen⸗ 
tritt vorgilegt werden fol. Unter Anderem jet 
darüber ein Einverſtändniß erzielt, daß der Pri⸗ 
mär-Unterricht obligatoriſch fein ſolle und daß die 
Geſetze über die öffentlichen Unterrichts -Räthe 
wiederhergeſtellt werden ſollten, endlich habe man 
ſich auch über eine Amneftie, über die Zoll-⸗Tarife, 
über die Geſetze betreffs der Gendarmerie im Prinzip 
geeinigt. a 

Paris, 9. Januar. Die Note der franzöf- 
ſchen Regierung an die tuneſiſche Regierung in Be⸗ 
neff der durch den Zwiſchenfall mit dem Grafen 
Sancy hervorgerufenen Differenzen iſt am 6. d. 
Mis. überreicht worden. Die in der Note für 
die Antwort gewährte Friſt von 48 Stunden 
läuft heute ab. Obgleich eint offizielle Erledi⸗ 
gung der Frage noch nicht erzielt worden iſt, jo 
glaubt man doch, daß die verlangte Genug; 
thnung von der tuntſiſchen Regierung bewilligt wer⸗ 
den wird 

London, 9. Jannar. Lord Beaconsſſeld iſt 
gänzlich wiederhergeſtelt und hat ſeine amtliche Tha“ 
ligkeit hente wieder aufgenommen. i 


Die „Pol. Korreſp.“ 


* 
* 


